
Sammlung der Rechtsprechung 

Rechtssache C-73/16  

Peter Puškár  
gegen  

Finančné riaditeľstvo Slovenskej republiky  
und  

Kriminálny úrad finančnej správy  

(Vorabentscheidungsersuchen des Najvyšší súd Slovenskej republiky)  

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art. 7, 8  
und 47 – Richtlinie 95/46/EG – Art. 1, 7 und 13 – Verarbeitung personenbezogener Daten – Art. 4  

Abs. 3 EUV – Erstellung einer Liste mit personenbezogenen Daten – Zweck – Steuererhebung –  
Bekämpfung von Steuerbetrug – Gerichtliche Nachprüfung – Schutz der Grundrechte und  

Grundfreiheiten – Vorherige Verwaltungsbeschwerde als Voraussetzung für eine Klage bei Gericht –  
Zulässigkeit der betreffenden Liste als Beweismittel – Anforderungen für die Rechtmäßigkeit der  

Verarbeitung personenbezogener Daten – Wahrnehmung einer im öffentlichen Interesse liegenden  
Aufgabe des für die Verarbeitung Verantwortlichen“  

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 27. September 2017  

1.  Rechtsangleichung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
– Richtlinie 95/46 – Geltungsbereich – Ausnahmen – Verarbeitung von Daten, die die öffentliche 
Sicherheit, die Landesverteidigung, die Sicherheit des Staates und die Tätigkeiten des Staates im 
strafrechtlichen Bereich betreffen – Enge Auslegung 

(Richtlinie 95/46 des Europäischen Parlaments und des Rates, Art. 3 Abs. 2) 

2.  Rechtsangleichung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
– Richtlinie 95/46 – Geltungsbereich – Begriff der Verarbeitung personenbezogener Daten – 
Verarbeitung für steuerliche Zwecke – Einbeziehung 

(Richtlinie 95/46 des Europäischen Parlaments und des Rates, Art. 2 Buchst. a und b und Art. 13 
Abs. 1) 

3.  Grundrechte – Anspruch auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz – Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf – Nationale Regelung, die die Ausübung eines gerichtlichen Rechtsbehelfs durch eine 
Person, die eine Beeinträchtigung ihres Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten 
beanstandet, von der vorherigen Ausschöpfung der zur Verfügung stehenden 
Verwaltungsrechtsbehelfe abhängig macht – Zulässigkeit – Voraussetzungen – Modalitäten für 
die Ausübung der Verwaltungsrechtsbehelfe, die das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei 
einem Gericht nicht unverhältnismäßig beeinträchtigen 

(Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47; Richtlinie 95/46 des Europäischen 
Parlaments und des Rates) 
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4.  Grundrechte – Anspruch auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz – Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf – Liste, die personenbezogene Daten enthält und als Beweismittel für eine Verletzung 
des Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten vorgelegt wird – Zurückweisung dieser Liste 
als Beweismittel für eine derartige Verletzung, weil die betroffene Person diese Liste ohne die 
gesetzlich vorgeschriebene Einwilligung des für die Verarbeitung dieser Daten Verantwortlichen 
erlangt hat – Unzulässigkeit – Ausnahmen – Zurückweisung, die im nationalen Recht 
vorgesehen ist und sowohl den Wesensgehalt des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf als auch 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet 

(Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47; Richtlinie 95/46 des Europäischen 
Parlaments und des Rates, Art. 10 bis 12) 

5.  Rechtsangleichung – Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
– Richtlinie 95/46 – Anforderungen für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten – Grundsätze in Bezug auf die Zulässigkeit der Verarbeitung von Daten – Verarbeitung, 
die für die Wahrnehmung einer im öffentlichen Interesse liegenden oder in Ausübung öffentlicher 
Gewalt erfolgenden Aufgabe erforderlich ist – Erstellung einer Liste von Personen für 
Steuererhebungszwecke und zur Bekämpfung von Steuerbetrug ohne die Einwilligung der 
betroffenen Personen – Zulässigkeit – Voraussetzungen – Erstellung der Liste durch Behörden, 
denen durch das nationale Recht im öffentlichen Interesse liegende Aufgaben übertragen wurden – 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit – Vorliegen hinreichender Anhaltspunkte für 
die Richtigkeit der Aufnahme der betroffenen Personen in die Liste – Einhaltung sämtlicher in der 
Richtlinie aufgestellten Bedingungen für die Rechtmäßigkeit einer Verarbeitung personenbezogener 
Daten 

(Richtlinie 95/46 des Europäischen Parlaments und des Rates, Art. 7 Buchst. e) 

1. Da die in Art. 3 Abs. 2 erster Gedankenstrich der Richtlinie 95/46 vorgesehene Ausnahme zur 
Unanwendbarkeit der Regelung zum Schutz personenbezogener Daten führt, die die Richtlinie 
vorsieht, und damit von dem ihr zugrunde liegenden Ziel, den Schutz der Grundrechte und 
Grundfreiheiten natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sicherzustellen, 
abweicht, muss sie eng ausgelegt werden. 

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass die Tätigkeiten, die in der angeführten Vorschrift beispielhaft 
aufgeführt werden, allesamt spezifische Tätigkeiten des Staates oder staatlicher Stellen sind, die mit 
den Tätigkeitsbereichen von Privatpersonen nichts zu tun haben (vgl. Urteile vom 6. November 2003, 
Lindqvist, C-101/01, EU:C:2003:596, Rn. 43, und vom 16. Dezember 2008, Satakunnan Markkinapörssi 
und Satamedia, C-73/07, EU:C:2008:727, Rn. 41). 

Der Gerichtshof ist außerdem davon ausgegangen, dass die in Art. 3 Abs. 2 erster Gedankenstrich der 
Richtlinie 95/46 als Beispiele aufgeführten Tätigkeiten dazu dienen sollen, den Anwendungsbereich der 
dort geregelten Ausnahme festzulegen, so dass diese nur für Tätigkeiten gilt, die entweder dort 
ausdrücklich genannt sind oder derselben Kategorie zugeordnet werden können (vgl. Urteil vom 
6. November 2003, Lindqvist, C-101/01, EU:C:2003:596, Rn. 44). 

(vgl. Rn. 36-38) 

2. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 34, 41-44) 

3. Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist dahin auszulegen, dass er einer 
nationalen Regelung nicht entgegensteht, die die Ausübung eines gerichtlichen Rechtsbehelfs durch 
eine Person, die eine Beeinträchtigung ihres mit der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
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und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr gewährleisteten Rechts auf den Schutz 
personenbezogener Daten rügt, davon abhängig macht, dass zuvor die zur Verfügung stehenden 
Rechtsbehelfe bei den nationalen Verwaltungsbehörden ausgeschöpft worden sind. Dies gilt unter der 
Voraussetzung, dass die konkreten Modalitäten für die Ausübung dieser Rechtsbehelfe das in dieser 
Vorschrift niedergelegte Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei einem Gericht nicht 
unverhältnismäßig beeinträchtigen. Die vorherige Ausschöpfung der zur Verfügung stehenden 
Rechtsbehelfe bei den nationalen Verwaltungsbehörden darf insbesondere keine wesentliche 
Verzögerung für die Erhebung einer Klage bewirken, muss die Verjährung der betroffenen Ansprüche 
hemmen und darf keine übermäßigen Kosten mit sich bringen. 

(vgl. Rn. 76, Tenor 1) 

4. Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist dahin auszulegen, dass er dem 
entgegensteht, dass ein nationales Gericht eine Liste wie die streitige Liste, die von der betroffenen 
Person vorgelegt wird und die personenbezogene Daten von ihr enthält, als Beweismittel für eine 
Verletzung des mit der Richtlinie 95/46 gewährten Schutzes der personenbezogenen Daten in dem Fall 
zurückweist, dass die betroffene Person diese Liste ohne die gesetzlich vorgeschriebene Einwilligung 
des für die Verarbeitung dieser Daten Verantwortlichen erlangt hat, es sei denn, dass eine solche 
Zurückweisung im nationalen Recht vorgesehen ist und sowohl den Wesensgehalt des Rechts auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf als auch den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachtet. 

Somit muss das vorlegende Gericht bei der Beurteilung, ob eine Zurückweisung der streitigen Liste als 
Beweismittel verhältnismäßig ist, prüfen, ob seine nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf die in 
dieser Liste enthaltenen Daten die in den Art. 10 bis 12 der Richtlinie 95/46 genannten Auskunfts-
und Zugangsrechte beschränken und ob eine solche Beschränkung gegebenenfalls gerechtfertigt ist. 
Selbst wenn dies der Fall ist und Gesichtspunkte für ein legitimes Interesse an der eventuellen 
Vertraulichkeit der fraglichen Liste sprechen, müssen die nationalen Gerichte zudem in jedem 
Einzelfall prüfen, ob diesen Gesichtspunkten größeres Gewicht zukommt als dem Interesse am Schutz 
der Rechte des Einzelnen und ob es im Rahmen des Verfahrens vor dem betreffenden Gericht andere 
Möglichkeiten gibt, diese Vertraulichkeit zu gewährleisten, insbesondere was die personenbezogenen 
Daten anderer Personen betrifft, die auf dieser Liste stehen. 

(vgl. Rn. 97, 98, Tenor 2) 

5. Art. 7 Buchst. e der Richtlinie 95/46 ist dahin auszulegen, dass er einer Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Behörden eines Mitgliedstaats für Steuererhebungszwecke und 
zur Bekämpfung von Steuerbetrug, wie sie mit der Erstellung einer Liste von Personen wie der im 
Ausgangsverfahren in Rede stehenden ohne die Einwilligung der betroffenen Personen vorgenommen 
wird, nicht entgegensteht, sofern zum einen den betreffenden Behörden durch das nationale Recht im 
öffentlichen Interesse liegende Aufgaben im Sinne dieser Vorschrift übertragen wurden, die Erstellung 
dieser Liste und die Aufnahme der Namen der betroffenen Personen in diese zur Verwirklichung der 
verfolgten Ziele tatsächlich geeignet und erforderlich sind und hinreichende Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass die betroffenen Personen zu Recht auf dieser Liste geführt werden, und zum anderen 
sämtliche in der Richtlinie 95/46 aufgestellten Bedingungen für die Rechtmäßigkeit der betreffenden 
Verarbeitung personenbezogener Daten erfüllt sind. 

(vgl. Rn. 117, Tenor 3) 
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